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Wie können wir raus aus dem Inflations-
albtraum kommen? Müssen die Löhne 
steigen oder die Preise sinken? Ange-
sichts mehrerer Proteste in Vorbereitung 
erklärt ein Artikel aus Wien, wie die Poli-
tik des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes auf diese Frage mehr oder weni-
ger antwortet. Nur scheinradikale Hand-
lungsappelle an die Politik, um die man-
gelnde Vorbereitung der nötigen Streik 
zu verschleiern? 

In Deutschland entsteht in den Betrie-
ben eine gewisse Kampfbereitschaft. Ste-
hen wir vor großen Streiks? Damit die 
Inflation nicht zur sozialen und politi-
schen Krise führt, hat Bundeskanzler 
Scholz Einmalzahlungen empfohlen. Die 
Gewerkschaftsspitzen sind bereit, diesen 
Köder in der anstehenden Verhandlun-
gen um höhere Einkommen mitzubrin-
gen. In den Branchen, in denen Tarifrun-
den anstehen, werden aber eher radikale 
Lohnerhöhungen gefordert, einschließ-
lich dynamischen Inflationsausgleichs! 

Auch wenn die Inflation das vorrangige 
Problem ist, mit dem die Bevölkerung 
konfrontiert ist, bestehen die alten Prob-
leme, wie die große Misere im Gesund-
heitssystem in Deutschland, weiter. Des-
halb wurde im Krankenhaus Charité in 
Berlin für bessere Arbeitsbedingungen 
gestreikt! 

Nach Monaten Krieg in der Ukraine wird 
die Frage der Waffenlieferungen immer 
wieder diskutiert. Ein Diskussionsbei-
trag, der sich auf frühere Artikel unserer 
Zeitung bezieht, kommt wieder auf den 
Krieg zweier imperialistischer Blöcke 
zurück und beleuchtet die Frage erneut. 

Auch wenn die neue Regierung in Italien 
laut unserer Analyse kein eigentlicher 
Faschismus ist, ist der Sieg der „Fratelli 
d‘Italia“ eine schlechte Nachricht für 
alle. 

In Iran hingegen haben die letzten Ver-
brechen der Mullahs eine große Gegenre-
aktion ausgelöst: Grund zur Hoffnung! 

€ €

Kommt der heiße Herbst? 
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Für das Selbstverteidigungsrecht und 
den Sieg der Ukraine? 

Der Artikel in Aurora Nr. 24 behauptet, 
dass die Ukraine „offensichtlich keine 
imperialistischen Ziele gegenüber Russ-
land“ verfolge und Revolutionär:innen 
daher in diesem Krieg nicht neutral sein 
dürften, sondern auf der Seite des 
„ukrainischen Selbstverteidigungs-
rechts“ zu stehen hätten und damit un-
verhofft verbal die Meinung der eigenen 
Regierung teilen müssten.2 

Was aber sind „imperialistische Ziele“? 
Sicher geht es der Selenskyj-Regierung 
nicht darum Moskau zu erobern oder 
sich einen Platz an der Sonne des Kauka-
sus zu sichern. Zumindest aber die 
„Rückeroberung“ der Krim und des ge-
samten Donbass hat Selenskyj als 
Kriegsziel definiert und mit jedem ver-
meintlichen oder realen Erfolg an der 
Front bekräftigt. Den Willen der dortigen 
Bevölkerung – den wir nicht kennen – 
hat er nie zur Grundlage gemacht. [...] 
Nach den Erfolgen der ukrainischen Ar-
mee im September 2022 begann umge-
hend die Verfolgung von 
„Kriegsverbrecher:innen und Kollabora-
teur:innen“. So wenig Sympathie wir für 
Putins Folterknechte in diesen Gebieten 
haben, soviel Zweifel haben wir daran, 

dass hier etwas anderes als eine 
„Abrechnung“ und „Ukrainisierung“ 
stattfindet mit nicht wenigen unschuldi-
gen Opfern. Diese Gebiete zurückzuer-
obern ist jedenfalls schon ein offensives 
Kriegsziel, was in Aurora Nr. 27 auch ex-
plizit gesagt wird. Von einem 
„Selbstverteidigungsrecht“ eines – zu-
dem von Oligarch:innen, extrem natio-
nalistischen und autoritären Strukturen 
durchzogenen – bürgerlichen Staats zu 
sprechen, verwirrt die Frage mehr, als sie 
klärt. 

Uns scheint ein wesentlicher Aspekt zu 
wenig beleuchtet: der geopolitische Ge-
samtzusammenhang und die Konkur-
renz zwischen den Großmächten. Der 
Imperialismus stellt nach Lenin ein 
Weltsystem dar, in dem verschiedene 
Staaten oder Blöcke um Märkte, Roh-
stoffe und geopolitische Vormacht strei-
ten. [...] 

Festzustellen, dass die russischen Ziel-
setzungen in der Ukraine 
„imperialistisch“ sind, ist das Kernstück 

der westlichen Darstellungen des Krie-
ges von den US-Republikanern bis zu 
den deutschen Grünen. Dass Russland 
„imperialistisch“ ist, scheint uns offen-
sichtlich. Aber das ist nur die halbe, 
wenn nicht der kleinere Teil der Miete. 
Für Marxist:innen muss es darum gehen, 
das Problem in seinen gesamten Zusam-
menhängen zu sehen. Nicht allein Russ-
land ist hier imperialistisch. […] 

Die Ukraine ist ein Staat, dessen Legiti-
mation seit der Unabhängigkeit 1991 auf 

einem antirussischen Narrativ baut, und 
ein Staat, der seitdem von der NATO um-
worben wird. Sie liegt im Spannungsfeld 
des imperialistischen Blockkonflikts 
zwischen der – schwächeren und relativ 
schwächer werdenden – Großmacht 
Russland und der NATO unter Führung 
der Supermacht USA. […] Die Ukraine ist 
– geführt von ihren Oligarch:innen, die 
sich bessere Profite im westlichen Lager 
ausrechnen – de facto Teil des NATO-
Blocks. Und da haben sich zwei gefun-
den! 

DEBATTE 

Ukraine-Krieg 
Ein Krieg zweier imperialistischer Blöcke 

I n Aurora Nr. 24 erschien im April als Debattenbeitrag ein längerer Artikel, der eine Einschätzung des 
Charakters des gegenwärtigen Krieges in der Ukraine versuchte. Wir wollen die Debatte konstruktiv 
und solidarisch weiterführen, einzelne dort vertretene Aussagen aber zu widerlegen versuchen. In 
Aurora Nr. 27 erschien im Artikel „Ukraine-Krieg: Soll das so weitergehen?“ eine – zumindest von uns 

so gelesene – sinnvolle Ergänzung und Präzisierung zentraler Aussagen des Artikels aus dem Frühjahr. 
Gleichzeitig wird daran festgehalten, dass bei aller Kritik an Selenskyj und der NATO „Waffenlieferungen an 
sich“ nicht abzulehnen seien. Daher erscheint es uns sinnvoll noch einmal auf den Artikel aus dem April 
zurückzukommen. 

<< Die Ukraine ist – geführt von ihren Oligarch:innen, 
die sich bessere Profite im westlichen Lager 

ausrechnen – de facto Teil des NATO-Blocks. >> 

Der Ukraine-Krieg und wie man sich zu ihm stellen soll, ist in der linken Bewegung stark umstritten. Auch 
innerhalb der RSO gibt es unterschiedliche Ansichten. Daher bringen wir hier eine Stellungnahme, die die 
von Richard Lux in Aurora Nr. 24 und Aurora Nr. 27 vertretene Position kritisiert. 1 In einer deutlich längeren 
Version ist der folgende Text nachzulesen unter: www.sozialismus.click/ukraine -ein-krieg-zweier-
imperialistischer-bloecke/ . Dort wird die Diskussion auch weiter fortgeführt werden. —  Die Redaktion  
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So eröffnete die NATO 1997 das erste 
offizielle Auslandsbüro in Kyjiw und 
stellte 2008 eine Mitgliedschaft in Aus-
sicht. Auch wenn die NATO dabei kei-
nesfalls immer einig war – Deutschland 
und Frankreich setzten z. B. eher auf eine 
Partnerschaft mit Russland – so ist der 
Druck der NATO auf die ukrainische Po-
litik nicht zuletzt in der Orangen Revolu-
tion 2004 und auf dem Maidan 2014 
überdeutlich geworden.3 Das ändert sich 
auch nicht dadurch, dass die russische 
Seite seit 2008 zunehmend aggressiv 
versucht, die Ukraine durch Destabilisie-
rung aus der NATO rauszuhalten. Die 
Ukraine hat bereits vor 2008 gemeinsam 
mit NATO-Ländern „Auslandseinsätze“ 
durchgeführt, zum Beispiel die Invasion 
im Irak 2003. Seit langem wird die Ukra-
ine von der NATO aufgerüstet, gibt es 
NATO-Offiziere in der Ausbildung und 
die Umrüstung der ukrainischen Armee 
auf NATO-Standards und -Kompatibili-
tät war vor Februar 2022 in vollem Gan-
ge. Dabei ist für den Westen weniger die 
Verteidigung „der Ukraine“ gegen Putins 
Annexion der Krim oder der Krieg im 
Donbass Auslöser gewesen, als vielmehr 

der seit 1991 mal offener mal verdeckter 
tobende Machtkampf zwischen den uk-
rainischen Oligarch:innen, die auf Mos-
kau, und denen, die auf „den Westen“ 
setzen. 2014 schien eine endgültige Ent-
scheidung für die „Westfraktion“ gefallen 
zu sein. Zuletzt hat die Ukraine 2019 die 
EU- und NATO-Mitgliedschaft als Ver-
fassungsziel beschlossen. Was anderes 
ist das, als Teil eines Blocks zu sein? 

Unterstützung ohne Beispiel 

Wurde die Ukraine bereits vor dem Fe-
bruar 2022 von NATO und USA massiv 
aufgerüstet, so zeigt sich seit dem russi-
schen Überfall, dass die ukrainische Ar-
mee – nach anfänglichem Zögern der 
BRD Regierung – von allen NATO-
Ländern, besonders den USA und ihren 
Freund:innen in den Regierungen Osteu-
ropas, fast unbegrenzte Mittel erhält. So 
legten die USA von Anfang an Milliar-
denprogramme auf, lieferten bereits im 
März 9000 hochmoderne Panzerabwehr
- und 800 Boden-Luft-Raketen und seit 
April auch gepanzerte Fahrzeuge und 
weitreichende 155mm-Haubitzen mit 
moderner Munition. Allein vom 24. Fe-

bruar bis zum 24. August haben die USA 
für 10,6 Mrd. Dollar Waffen geliefert und 
weitere 3-4 Mrd. Dollar zugesagt. Vor 
dem russischen Angriff betrug der ukrai-
nische Militärhaushalt insgesamt 11,6 
Mrd. Dollar. Dieses Verhältnis zeigt, dass 
hier nicht die Ukraine einen Krieg führt, 
bei dem sie Hilfe bekommt, sondern dass 
es längst ein Krieg der USA und der 
NATO mit Russland ist, den ukrainische 
Soldat:innen ausfechten. 

Ähnlich wichtig wie die Waffenlieferun-
gen sind die sonstigen Unterstützungen. 
So werden ukrainische Soldat:innen auf 
NATO-Gebiet an neuen Waffen wie der 
deutschen Panzerhaubitze 2000 ausge-
bildet. Die USA haben von Anfang an 
Aufklärungs- und Zieldaten mit der Uk-
raine geteilt, was vermutlich einen Gut-
teil der im Krieg gestorbenen russischen 
Generäle und auf jeden Fall die Erfolge 
der ukrainischen Gegenoffensive erklärt. 
Es gibt mehrere Aussagen von US-
Generälen vor Senats- und Kongressaus-
schüssen, die belegen: Noch niemals in 
der Geschichte des Bündnisses hat es 
einen derart weitreichenden Zugriff ei-
nes anderen Staates (einschließlich der 
NATO-Partner) auf die Daten des US-
Militärs gegeben. [...] Die September-
operation der ukrainischen Truppen 
nördlich von Isjum ist im Pentagon mit 
neuster Computertechnik und riesigen 
Serverparks detailliert durchgespielt 
worden, brüstete sich US-Verteidigungs-
minister Lloyd Austin. Was ist das ande-
res als ein gemeinsamer Schlachtplan? 
Die gleiche US-Regierung (aber auch EU 
und Bundesregierung) sprechen davon, 
dass eine Niederlage und nachhaltige 
Schwächung Russlands ihr Ziel sei. 

Es ist daher – anders als in Aurora Nr. 24 
behauptet – fast völlig irrelevant, ob 
NATO-Soldat:innen nun die Panzer in 
der Ukraine fahren oder nur jenseits der 
Landesgrenzen als Nachschublieferan-
ten, Ausbilder:innen oder Aufklärer:in-
nen aktiv sind. Der Krieg in der Ukraine 
ist kein Krieg zwischen einer Halbkolo-
nie und einem aggressiven russischen 
Imperialismus – es ist ein imperialisti-
scher Krieg zwischen Russland und der 
NATO auf dem Territorium der Ukraine 
und dem Rücken der ukrainischen und 
russischen Arbeiter:innenklasse und 
Bevölkerungen. 

Zerstörte Gebäude in Kiew (oben) und ein 
zerstörter russischer Panzer (unten). 

Beide Bilder von März 2022. 
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Vor diesem Hintergrund stellt sich als 
Aufgabe der Revolutionär:innen zumin-
dest im „Westen“ eben nicht die Unter-
stützung des „Selbstverteidigungs-
rechts“, sondern der Aufbau einer inter-
nationalistischen, defätistischen und 
gegen den Hauptfeind im eigenen Lager 

wirkenden Kraft. Und das bedeutet, trotz 
und wegen seiner Gräuel dem Krieg ge-
genüber „neutral“ zu sein und an der 
Seite der ukrainischen wie der russi-
schen Arbeiter:innenklasse zu stehen. 
Die russische Zivilbevölkerung wird im 
Moment nicht durch ukrainische Trup-
pen sondern durch die russische Polizei 
drangsaliert, die russischen Arbei-
ter:innen in Soldatenuniform aber verre-
cken genauso schrecklich wie ihre ukrai-
nischen Kolleg:innen. So ist es nicht als 
Zynismus oder Ignoranz den ukraini-
schen Opfern gegenüber zu lesen, wenn 
wir die Opfer auf beiden Seiten der Front 
als Opfer in einem Krieg der Herrschen-
den herausstellen. 

Konkret bedeutet das z. B. Waffenliefe-
rungen an die Ukraine nicht zu befür-
worten, sondern den Charakter dieses 
Krieges und die Natur der Selenskyj-
Regierung zu erklären.4 Es bedeutet, sich 
dem herrschenden Narrativ vom Kampf 
der (ukrainischen) „Freiheit und Demo-

kratie“ gegen die (russische) „Diktatur“ 
entgegenzustellen, statt dieses Narrativ 
unfreiwillig zu stützen, indem die Ukrai-
ne als sich „selbst verteidigende Nation“ 
dargestellt wird.5 Denn es ist nicht die 
Ukraine und noch weniger eine helden-
hafte und demokratiehungrige Bevölke-

rung, die die russische Armee aufhält: Es 
ist die NATO, das mächtigste Militär-
bündnis der Welt, der die Bevölkerung 
der Ukraine so viel wert ist, wie die Men-
schen in Afghanistan, im Irak oder in 
Libyen, die einem alten Konkurrenten 
seine Grenzen aufzeigt und dem neuen 
Konkurrenten China dabei zeigt, wo der 
Hammer hängt. Alle Reden von 
„Selbstverteidigungsrecht der Ukraine“ 
scheinen uns diesen Kern zu vernebeln. 
Und eigentlich ist das doch sogar dem 
Verfasser in Aurora Nr. 27 klar, wenn er 
schreibt: „Die NATO wünscht, dass sich 
Russland in der Ukraine eine blutige 
Nase holt, deshalb all die Militärunter-
stützung. Doch selbst wenn Russland 
mit NATO-Hilfe zurückgeschlagen wür-
de, wäre das längst keine Befreiung für 
die Arbeiter:innen der Ukraine.  Die Se-
lenskyj-Regierung im Dienste der Oligar-
chen benutzt den Krieg, um die rechtli-
chen Standards der Arbeitenden um 
Jahrzehnte zurückzudrehen und die 
Ausbeutungsbedingungen für die Zu-

kunft zu verschärfen.“ Das ist genau der 
Kontext, unter dem im Moment Waffen 
geliefert werden und kein anderer, in 
dem – wie sehr wir dies auch wünschen 
– „unabhängig und zum Teil gegen die 
Regierung Selenskyj“ organisierte Arbei-
ter:innenbataillone gegen Putin und die 
ukranischen Oligarch:innen kämpfen.6 

Jakob Erpel (Düsseldorf) und Dimitri Otto 
(Berlin) 

1 Siehe https://www.sozialismus.click/die-
stellung-von-revolutionaerinnen-zum-krieg/ 
und https://www.sozialismus.click/ukraine-
krieg-soll-das-so-weitergehen/ 

2 Es geht nicht darum, den Genoss:innen 
„Einknicken“ vorzuwerfen. Wichtig aber ist 
festzustellen, dass bei aller Kritik an der Auf-
rüstung, an der deutschen Regierung, an der 
NATO usw. in einem zentralen Punkt deren 
Argumentation nicht kritisiert wird. 

3 Damit soll nicht gesagt werden, dass „der 
Maidan“ nur ein Werk von George Soros oder 
westlicher Geheimdienste gewesen sei. Der 
„Westen“ aber wusste die Bewegung, deren 
ehrlicher Hass auf das korrupte Regime nur 
zu legitim war und deren Hoffnungen auf 
„echte Demokratie wie in Europa“ nachvoll-
ziehbar sind, zu beeinflussen und für seine 
Interessen zu nutzen. 

4 Die Frage der Waffenlieferung scheint uns 
eine sekundäre und eher „theoretische“. Ob 
es uns gefällt oder nicht: Keine revolutionäre 
Gruppe in Europa ist im Moment in der Lage 
Waffenlieferungen tatsächlich zu verhindern 
oder auch nur wesentlich zu erschweren. 
Daran ändern auch die Einzelaktionen in 
Italien oder Griechenland nichts. 

5 Hier ist in Aurora Nr. 27 wirklich eine kaum 
zu unterschätzende Klärung eingetreten, die 
manche Unklarheiten aus dem April besei-
tigt. 

6 Alle Zitate aus Aurora Nr. 27: „Ukraine-
Krieg: Soll das so weitergehen?“ 

DEBATTE 

<< Der Krieg in der Ukraine ist kein Krieg zwischen 
einer russischen Halbkolonie und einem aggressiven 

russischen Imperialismus – es ist ein imperialistischer 
Krieg zwischen Russland und der NATO auf dem 

Territorium der Ukraine und dem Rücken der 
ukrainischen und russischen Arbeiter:innenklasse 

und Bevölkerungen. >> 

Anti-Kriegs-Demonstrant:innen und eine deutsche Panzerhaubitze 2000 bei einer Militär-Übung 
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Für junge Menschen war der Kapitalis-
mus nie ein stabiles System. In den 
1990er Jahren wurde seine Alternativlo-
sigkeit gepredigt und mit neoliberalen 
Umstrukturierungen und Privatisierun-
gen die marktwirtschaftliche Logik in 
allen Bereichen der Wirtschaft durchge-
setzt. Seit dem Ausbruch der Finanzkrise 
2008 ist der Traum vom ungebremsten 
kapitalistischen Wachstum auch in den 
reichen westlichen Ländern vorbei, Krise 
folgt auf Krise und das Leben für die ar-
beitenden Klassen wird immer schwieri-
ger. Ersparnisse wurden vernichtet, die 
Reallöhne stagnieren seit Jahrzehnten 
und befinden sich durch die aktuelle 
existenzbedrohende Inflation im freien 
Fall. Und selbst wenn der Lohn bis zum 
Monatsende reicht, wird durch den Kli-
mawandel immer unklarer, wie viel Zeit 
noch bis zum Ende (großer Teile) der 
Menschheit bleibt. 2022 wurde nach 
dem Angriff Russlands auf die Ukraine 
die Zeitenwende für militärische Aufrüs-
tung erklärt. Linke Antworten werden als 
unrealistisch dargestellt – dabei ist es 
das System der Herrschenden, das keine 
realistischen Lösungen zulässt. 

Klima retten – Konzerne enteignen 

Seit 1979 thematisieren Weltklimakonfe-
renzen die Notwendigkeit den CO2-
Ausstoß zu senken, weil sonst die Klima-
erwärmung durch Dürren und Überflu-
tungen relevante Teile der Erde unbe-
wohnbar macht. Derzeit wird eine Be-
grenzung der Erderwärmung auf 1,5 Grad 
seit Beginn des industriellen Zeitalters 
angestrebt. Seitdem sind die globalen 
Emissionen weiter gestiegen, sogar 
schneller als zuvor. Sogar in den reichs-
ten Ländern der Welt sind bereits jetzt 

die Auswirkungen des Klimawandels 
deutlich spürbar. Diese Auswirkungen 
und die Demonstrationen der neuen 
Klimabewegung haben das Thema ins 

politische Zentrum gebracht und die 
Dringlichkeit klargemacht. Trotzdem 
zögern die deutschen Regierungen den 
Ausstieg aus der extrem schädlichen 
Kohleverstromung bis 2038 hinaus, in 
Österreich soll eine CO2-Steuer das Kon-
sum- und Produktionsverhalten der 
Menschen ändern, während weiter Stra-
ßen gebaut und Flächen versiegelt wer-
den. Mensch denkt sich: „Wollt ihr uns 
verarschen?“ Alleine die Umsetzung der 
derzeit geplanten fossilen Projekte wür-
de zu einer Erderwärmung um 2,7 Grad 
führen. Nur die Enteignung dieser Kon-
zerne und deren ökologischer Umbau 
aus den Vermögen der Profiteure kann 
die schlimmste Katastrophe stoppen. 

Bedürfnisse statt Profite  

Der Lebensstandard und die soziale Si-
cherheit sinken für viele Menschen, 
während das weltweite Vermögen rasant 
zunimmt. Es werden Luxusartikel produ-
ziert, Milliarden in Kriegsproduktion 
gesteckt und Dinge produziert, die nach 
kurzer Zeit wieder kaputtgehen (sollen!). 
Gleichzeitig können nicht einmal mehr 
eine gesunde Ernährung, stabile Energie-
versorgung, menschenwürdige Gesund-
heitsversorgung oder leistbares Wohnen 

gewährleistet werden. Die Herrschenden 
subventionieren Unternehmen mit Mil-
liarden an Steuergeldern, damit sie wei-
terhin fossile Energien verwenden kön-

nen. In Wien gibt es Reparaturgutschei-
ne für defekte Geräte, aber niemanden 
mehr, der sie reparieren könnte. 

Der Arbeitskräftemangel in zentralen 
Bereichen der Daseinsversorgung führt 
zu gefährlichen Engpässen, aber es wer-
den keine Arbeitsbedingungen ge-
schaffen, die eine wirkliche Kehrtwende 
einleiten könnten. Es dauert 8 Monate, 
bis die EU sich darauf einigt, das „Merit-
Order“-System zur Bildung der Strom-
preise auszuhebeln, das dazu führt, dass 
die Gaspreiserhöhung sich direkt auf 
den Strompreis überträgt. Die europäi-
schen Regierungen versuchen, die Ab-
hängigkeit von russischem Gas zu redu-
zieren, indem sie auf Flüssiggas aus ara-
bischen Diktaturen ausweichen, extrem 
umweltschädliches Frackinggas bezie-
hen und vermehrt Kohle und Atomkraft 
verwenden. Pläne zum Ausbau alternati-
ver Energien und zur nachhaltigen Re-
duktion des Energieverbrauchs verwei-
sen auf die ferne Zukunft. Die wenigen 
Maßnahmen, die es gibt, reichen nicht 
einmal annähernd oder zeigen sogar in 
die falsche Richtung. Was es wirklich 
braucht, ist eine Wirtschaft und Gesell-
schaft, die nach den Bedürfnissen der 

REVOLUTION  

Welt in der Krise – Warum wir eine (Oktober-)
Revolution brauchen 

V or 105 Jahren fand die russische Oktoberrevolution statt, in der die Arbeiter:innenräte mit der 
bolschewistischen Partei an der Spitze die Macht in Russland übernahmen und die Sowjetunion 
gründeten. Das Land stand damals am Abgrund. Der Machtübernahme folgten weitreichende 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Probleme der Bevölkerung und des Landes. Auch heute steht die Welt am 
Abgrund und wir sind mit einer Vielzahl von Krisen konfrontiert. Die Antworten der Regierenden sind 
halbherzig und perspektivlos. Wir sehen uns an, welche Maßnahmen es wirklich bräuchte und warum eine 
Revolution uns die Mittel dafür in die Hand geben würde.  

<< Linke Antworten werden als unrealistisch 
dargestellt – dabei ist es das System der 

Herrschenden, das keine realistischen Lösungen 
zulässt.>> 
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Menschen und der Umwelt geplant wird 
und nicht die Lösung von Problemen 
dem kapitalistischen Markt überlässt, 
der sie hervorgerufen hat. 

Gegen jede Unterdrückung – Freiheit 
für Alle 

Obwohl Frauenbewegungen seit über 
150 Jahren für gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit, das Recht auf Abtreibung und 
rechtliche Gleichstellung der Geschlech-
ter kämpfen, sind viele der Forderungen 
nicht erreicht oder werden sogar wieder 
zurückgedrängt. Obwohl die LQBTIQ+-
Community immer hörbarer wird, wer-
den konservative Lebensformen finanzi-
ell begünstigt. Lebensrealitäten von Al-
leinerziehenden und anderen gefährde-
ten Gruppen werden nicht wahrgenom-
men, fehlende Mittel für Prävention und 
Gewaltschutzeinrichtungen sind verant-
wortlich für die hohe Zahl an Femiziden. 
Obwohl in der EU keine Grenzkontrollen 
mehr stattfinden sollten, die weltweite 
Vernetzung und Kommunikation noch 
nie so einfach war wie jetzt und die 
Menschheit noch nie so mobil war, neh-
men Nationalismus und Rassismus zu. 
Sowohl alteingesessenen Minderheiten, 
Migrant:innen die als Gastarbeiter:innen 
angeworben wurden, als auch Geflüchte-
ten aus den Krisengebieten der Welt 
werden ihre Rechte verweigert, Schika-
nen in den Weg gelegt und ihnen oft 
auch mit Gewalt begegnet. Der Kapitalis-
mus braucht die Spaltung der Arbei-
ter:innenklasse entlang von Herkunft, 
Geschlecht oder sexueller Orientierung, 
um durch diese Unterdrückungsformen 
das Ausbeutungssystem insgesamt auf-
recht zu erhalten. Er profitiert auch von 
der Überausbeutung gesellschaftlicher 
Gruppen, die in schlechten Jobs zu 
schlechter Bezahlung arbeiten sollen. 
Die Arbeitenden haben das gemeinsame 
Interesse dieses System loszuwerden, 
das die Gleichstellung von Menschen 

unterschiedlichen Geschlechts oder Her-
kunft verhindert und das freie Ausleben 
der eigenen (sexuellen) Identität unter-
drückt. 

Vor 105 Jahren: Vergangenheit oder 
Vorbild für die Zukunft? 

Die Welt, wie sie die Bolschewiki im Jahr 
1917 vorfanden, war zwar anders als heu-
te, bei näherem Vergleich tun sich 
nichtsdestotrotz mehrere Parallelen auf, 
welche die Oktoberrevolution von 1917 
auch für heute relevant machen. 1914 
waren die imperialistischen Mächte Eu-
ropas in den Krieg gezogen – England, 
Frankreich und Russland (plus ab 1917 
die USA) auf der einen Seite, Deutsch-
land, Österreich-Ungarn und das Osma-
nische Reich auf der anderen Seite. Ar-
beiter:innenklasse kämpfte gegen Arbei-
ter:innenklasse auf den Schlachtfeldern, 
sogar die unterdrückten Völker in den 
Kolonien wurden von ihren Kolonialher-
ren einberufen. Der Krieg selbst markier-
te den Kulminationspunkt einer Epoche 
der „Globalisierung“ bei gleichzeitig stei-
gender Konkurrenz um Absatzmärkte 

und Kolonien zwischen den verschiede-
nen Großmächten. 1917 gelang es der 
russischen Arbeiter:innenklasse, dem 
Krieg den ersten entscheidenden Schlag 
zuzufügen, indem sie durch ihre eigenen 
Basisorganisationen – Räte, auf Russisch 
Sowjets – die Macht ergriffen. Das Land 
war durch den Krieg verwüstet worden, 
zugleich war die soziale Ungleichheit auf 
die Spitze getrieben worden. Die Herr-
schenden, die Bürgerlichen wie die Ade-
ligen, wollten den Status Quo erhalten 
und die Arbeitenden (auch mit Blut) da-
für zahlen lassen, die Arbeitenden trach-
teten nach einem Ende des Krieges und 
einer gerechten Güterverteilung. Die 
Klassengegensätze waren schärfer denn 
je.  

Am Morgen nach der Machtübernahme 
durch die Sowjets war in einer bolsche-
wistischen Zeitung unter anderem zu 
lesen: „Die Sowjetmacht wird allen Völ-
kern einen sofortigen demokratischen 
Frieden (…) anbieten. Sie wird die ent-
schädigungslose Übergabe der Gutsbesit-
zer- (…) und Klosterländereien in die Ver-
fügungsgewalt der Bauernkomitees si-
cherstellen, die Rechte der Soldaten 
schützen, indem sie die volle Demokrati-
sierung der Armee durchführt, sie wird 
die Arbeiterkontrolle über die Produkti-
on einführen (…) sie wird allen in Russ-
land lebenden Nationen das wirkliche 
Recht auf Selbstbestimmung sichern.“ 
Diese Worte bündelten die Anliegen ver-

REVOLUTION 

Die Dekrete über den Frieden und über die Landaufteilung, die am Tag der Oktober-

revolution beschlossen wurden. 

<< Die russischen Arbeiter:innen von 1917 haben mit 
ihrer Entschlossenheit und ihrem Mut gezeigt, wie 
ein Ausweg aussehen kann, wenn es scheinbar vor 
lauter Elend und angeblichen Sachzwängen keinen 

Ausweg mehr gibt .>> 
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schiedener Bevölke-
rungsgruppen in 
einer gemeinsamen 
Programmatik, wo-
rin Ziel und Ausfüh-
rung zusammenge-
dacht wurden: Es 
kam darauf an, dass 
die Arbeitenden 
und ihre jederzeit 
abwählbaren Vertre-
ter:innen ihre eige-
nen Angelegenhei-
ten in Angriff neh-
men würden, aber 
auch die von ande-
ren unterdrückten 
Gruppen. Der 
Schlüssel hierzu 
waren die Räte. Da-
mit sollte der Krieg 
beendet werden und 
die Gesellschaft 
politisch wie ökono-
misch vollständig 
demokratisiert werden.  

Die Schlüsselindustrien wurden ver-
staatlicht, die Kontrolle über die Fabri-
ken ging auf die Arbeiter:innen über, den 
Bauern wurde der Zugriff auf das 
(bislang von Großgrundbesitzer:innen 
monopolisierten) Land und den im ehe-
maligen Zarenreich unterdrückten Nati-
onen das Selbstbestimmungsrecht ge-
währt. So hat Wladimir Putin nicht ohne 
Grund kurz vor seinem Angriffskrieg 
(wortwörtlich) die „Ukraine Lenins“ her-
abgewürdigt, welche durch die Oktober-
revolution den Status einer eigenständi-
gen Sowjetrepublik errungen hatte und 
deren Nationalkultur in den 1920er Jah-
ren innerhalb der Sowjetunion tatkräftig 
gefördert wurde. Darüber hinaus schaffte 
die Sowjetregierung 1918 jegliche patriar-
chalen Bestimmungen im Familienrecht 
ab und entkriminalisierte in den folgen-
den Jahren Abtreibungen und Homose-
xualität. 

Nur ein Jahr nach der Oktoberrevolution 
brach 1918 die Novemberrevolution in 
Deutschland aus, die den grausamen 
Weltkrieg zu einem endgültigen Ende 
brachte. Sie war nicht zuletzt vom Bei-
spiel der Oktoberrevolution inspiriert 
worden. 

„Die Befreiung der Arbeiterklasse muss 
das Werk der Arbeiterklasse selbst sein“ 
hatte Karl Marx bereits ein halbes Jahr-
hundert zuvor geschrieben. Das Zusam-
menführen von Kämpfen der Arbeiten-
den und Unterdrückten und das Ver-
schmelzen ihrer Forderungen zu einer 
gemeinsamen Programmatik, die von 
den in Räten selbstorganisierten Men-
schen 1917 getragen wurde, entsprach 
weitestgehend Marx‘ Auffassung. Ange-
sichts der Isolierung der Revolution in 
den Grenzen der Sowjetunion, der wirt-
schaftlichen wie kulturellen Rückstän-
digkeit des Landes und der Beseitigung 
vieler revolutionärer Errungenschaften 
durch den Stalinismus, konnten die 
Hauptversprechen der Oktoberrevoluti-
on letztendlich nicht zur Wirklichkeit 
werden. Dafür hätte die Revolution zum 
Beispiel auch in Deutschland erfolgreich 
sein müssen, wo sie von der Sozialdemo-
kratie verraten wurde. 

Aber die russischen Arbeiter:innen von 
1917 haben mit ihrer Entschlossenheit 
und ihrem Mut gezeigt, wie ein Ausweg 
aussehen kann, wenn es scheinbar vor 
lauter Elend und angeblichen Sachzwän-
gen keinen Ausweg mehr gibt. Damals 
waren es zum Beispiel die zaristischen 
Auslandsschulden, die angeblich eine 

soziale Politik verhinderten. Heute ist es 
die „Schuldenbremse“. Die Sowjets ha-
ben die Schulden des Zaren einfach 
nicht anerkannt und nicht bezahlt. 

In einer von verschärfter Ausbeutung, 
einer drohenden Klimakatastrophe wie 
auch von Militarisierung durchzogenen 
Welt haben die Elon Musks, Bidens und 
Putins dieser Welt keine Alternative zu 
bieten, sondern verkörpern ein immer 
instabileres System im Verfall. Wir – die 
Arbeiter:innenklasse – müssen unser 
Schicksal selbst in die Hände nehmen 
und dabei auf unsere eigenen Kräfte, 
Intelligenz wie Kreativität setzen. Das 
Beispiel der Oktoberrevolution bleibt vor 
diesem Hintergrund nach wie vor bren-
nend aktuell, weil uns kein anderer Aus-
weg bleibt aus der Sackgasse des Kapita-
lismus in der Krise. Deswegen sagen wir: 
Für eine Oktoberrevolution des 21. Jahr-
hunderts! 

 
Marcus Olufsen, Wien 

und 
Richard Lux, Berlin 

REVOLUTION  

Versammlung des revolutionären Arbeiter- und Soldatenrates in Petrograd 1917 
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Das 9 Euro-Ticket war Teil des ersten 
„Entlastungspakets“ der Bundesregie-
rung angesichts der allgemeinen Preis-
steigerungen. Auch wenn nach dessen 
Ende seltsame Studien und Kommenta-
re auftauchten, die die Sinnhaftigkeit 
dieser Maßnahme anzweifelten oder 
sogar die Menschen, die die Züge und 
Busse nutzten, beleidigten (der „liberale“ 
Bundesfinanzminister Lindner von der 
FDP sprach arrogant von 
„Gratismentalität“), ist der Erfolg offen-
sichtlich. 52 Millionen dieser Tickets 
wurden verkauft, zusätzlich zu den 10 
Millionen Abonnenten.    17 % der 9-Euro
-Ticket-Nutzerinnen und Nutzer waren 
im August von anderen Verkehrsmitteln 
wie Pkw, Fahrrad etc. auf den ÖPNV1 

umgestiegen. 10 % der Käuferinnen und 
Käufer des 9-Euro-Tickets verzichteten 
auf mindestens eine ihrer täglichen Au-
tofahrten. Drei Monate haben so viel 
CO2 eingespart wie ein Jahr Tempolimit. 

Die Zukunft ist die Bahn 

Ja, die Züge waren auf einigen Strecken 
und zu bestimmten Zeiten übervoll. Das 
zeigt, dass die Menschen reisen wollen! 
Und dass die sonst super hohen Preise 
sehr viele Familien, Jugendliche und 
Menschen mit eher durchschnittlichen 
und geringen Einkommen ausgrenzen. 
Um innerhalb des Ruhrgebietes die 30 
min von Düsseldorf nach Köln zu reisen, 
muss man normalerweise pro Strecke 

11,30 Euro berappen. Das Schülerticket 
reicht so weit nicht. Das 9 Euro Ticket 
hat es vielen ermöglicht, im Sommer mit 
dem Regionalzug an den See zu fahren 
oder Familie und Kumpels in der nächs-
ten Stadt zu besuchen. In manchen 

übervollen Zügen in Richtung von Ur-
laubszielen entwickelte sich eine Art 
Ferienlager-Vorfreude-Atmosphäre mit 
gegenseitiger Hilfe, alle saßen im… sel-
ben Zug. Warum soll Mobilität auch nur 
für Leute mit Auto und viel Geld möglich 

sein? In dieser Hinsicht war das 9 Euro-
Ticket ein Vorgeschmack auf kostenlo-
sen ÖPNV. Kein Wunder, dass Leute wie 
Lindner dieses 9 Euro-Ticket hassen. 

Auf der anderen Seite waren übervolle 
Züge eine Belastung für Pendler:innen, 
die die Züge für die Fahrt zur Arbeit nut-
zen. Und in ländlichen Regionen änderte 
das Ticket fast nichts. Aber dort werden 
seit Jahrzehnten Bahn- und Buslinien 
ausgedünnt und ganz geschlossen. In 
diesem Sommer wurden sogar bundes-
weit Strecken zur Hauptzeit vorüberge-
hend reduziert! Aber vor allem waren 
übervolle Züge eine Qual für die Bah-
ner:innen. Viele Züge hatten Verspätung. 
Das brachte die Dienstpläne durchei-

nander. Sie konnten so voll sein, dass die 
Sicherheitsregeln kaum noch eingehal-
ten wurden, Fahrgäste mussten auf den 
Bahnsteigen zurückbleiben, was Stress 
und Ärger bedeutete. Es zeigten sich die 
alten Probleme: zu wenig Personal, zu 

wenig Züge. Die Fortsetzung des 9 Euro-
Tickets erfordert dringend Einstellun-
gen, Ausbildung, Anschaffung neuer Zü-
ge, Ausbau der Werkstätten und Gleise. 
Die Bahner:innen sagen das schon lange 
(hätten sie bei der Deutschen Bahn und 
den anderen Bahnunternehmen das 
Sagen, sähe die Situation viel besser aus). 

Seit Monaten läuft nun das Palaver in 
der Politik über ein Nachfolgeticket. das 
zwischen 49 und 69 Euro kosten wird. 
Bis zu 750% teurer! Ja ja, die Inflation. 
Wie immer geht es bei den Diskussionen 
darum, aus welchem Topf des Staates 
das Geld kommen soll, denn die drei Mo-
nate 9 Euro Ticket hatten zusätzlich 2,5 
Milliarden Euro gekostet. Aber Volkswa-
gen hat in den ersten 6 Monaten dieses 
Jahr 10 Milliarden Gewinn gemacht. Für 
die Bundeswehr waren – ohne langes 
„diskutieren“ - 100 Milliarden da, ganz 
zu schweigen von 29 Milliarden für 
Uniper. Geld ist an sich nicht das Prob-
lem, aber ein soziales klimafreundliches 
Ticket schon. Kapitalismus nervt. 

Die rot-rot-grüne Berliner Landesregie-
rung hat für Oktober bis Dezember einen 
Nachfolger geschaffen für 29 Euro. Der 
gilt aber nur für Abonnenten. 

Inzwischen haben mehrere Verkehrsver-
bünde und die Deutsche Bahn Preiser-
höhungen angekündigt! 

Sabine Müller, Berlin 
1 Öffentlicher Personennahverkehr 

Das 9-Euro-Ticket – Ein Sommermärchen 

<< Die Fortsetzung des 9 Euro-Tickets erfordert 
dringend Einstellungen, Ausbildung, Anschaffung 

neuer Züge, Ausbau der Werkstätten und Gleise. >> 

DEUTSCHLAND  

N ach dem Ende des 9 Euro-Tickets, das über den Sommer drei Monate im gesamten Nah- und 

Regionalverkehr in ganz Deutschland galt, ist weiter unklar, wie es weiter geht. In der Politik 

und bei den Bahnunternehmen ist eine Verlängerung nicht gewollt. 



Seite | 9 

 

Inflation … der Lohnforderungen! 

Vor einem Monat versammelten sich die 
Mitglieder der Eisenbahn- und Verkehrs-
gewerkschaft in Berlin, um ihre Forde-
rungen für die nächste Tarifrunde im 
Februar zu diskutieren. 15 % Lohnerhö-
hung und eine Laufzeit von einem Jahr 
wurden diskutiert. Mitte September ha-
ben sich tausend Beschäftigte der Berli-
ner Stadtreinigung (BSR) an einer ähnli-
chen „Forderungsfindung“ beteiligt. Laut 
der Pressemitteilung wollen die Kol-
leg:innen „dass ver.di mit einer Lohnfor-
derung von 16 % in die Verhandlungen 
geht, um das erklärte Ziel Inflationsaus-
gleich auch zu erreichen.“ 

Ende September versammelten sich Kol-
leg:innen aus drei großen Berliner Kran-
kenhäusern und urteilten, dass im Rah-
men der nächsten Tarifrunde 19 % Lohn-
steigerung, aber mindestens 500 € mehr, 
richtig seien. Ein paar Tage später be-
schlossen Krankenpfleger:innen aus 
Augsburg, dass sie mindestens 20 % 
Lohnerhöhung und eine Mindesterhö-
hung von 800 € fordern. So eine Dyna-
mik entsteht, wenn Kolleg:innen sich 
zusammen tun. Diese hohen Forderun-
gen sind wichtig als Antwort auf die In-
flation und die Festgeldforderungen, um 
alle Lohngruppen hinter der Forderung 
zu vereinen, denn niedrige Lohngruppen 
sind besonders stark von der Inflation 
betroffen. Am 11. Oktober entscheidet die 
Bundeskommission von ver.di über die 
Forderungen. Wenn allein die Gewerk-
schaftsspitzen über die Forderungen 
entscheiden, dann führt das oft zu Ent-
täuschung. Die Kolleg:innen der IG Me-
tall können davon ein Lied singen. 

Stark wie Metall? 

Die Mitglieder der IG Metall wiesen vor 
Monaten auf die gute Wirtschaftssituati-
on der Metallindustrie hin. Die IG Metall 
forderte trotzdem nur 8 % Lohnerhö-

hung. Wird sich die IG-Metall wie üblich 
mit der Hälfte der Lohnforderung zufrie-
dengeben? Ob es soweit kommt, hängt 
von der Kampfbereitschaft der Kol-
leg:innen ab. Die Bosse der Metallin-
dustrie und die Politiker:innen sind 
nicht müde, das Mantra der Rezession 
zu wiederholen und zu drohen, dass hö-
here Löhne zu Stellenstreichungen füh-
ren werden. 

Kommt eine Streikwelle? 

Für die Kolleg:innen, deren Tarifvertrag 
noch mehr als ein Jahr gilt, erscheint die 
Zukunft trübe. Vor allem für diese Be-
schäftigten hat Scholz seine „konzer-
tierte Aktion“ konzipiert. Der Köder ist 
groß: Scholz spricht von einer Einmal-
zahlung von „bis zu 3000 €“. 3000 €, das 
sind sechs Mal 500 €, also nichts ande-
res als 500 € mehr pro Monat ein halbes 
Jahr lang. In 6 Monaten werden die Prei-
se aber nicht plötzlich wieder auf dem 
vorherigen Niveau sein. 

Die Gewerkschaftsspitzen reagierten 
unterschiedlich auf diesen Vorschlag. 
Bei den Berliner Verkehrsbetrieben gilt 
bis Ende 2023 die „Friedenspflicht“. 
Ver.di erklärte seinen Mitgliedern, dass 

sie mit den „Sozialpartnern“ (also der 
BVG-Chefetage) in Gespräche treten will. 
Ziel sei es, durch das dritte Entlastungs-
paket eine Einmalzahlung für die Be-
schäftigten zu bekommen. 

Der Vorstand der IG-Metall spricht ganz 
ähnlich: Die steuerfreie Einmalzahlung 
von bis zu 3000 € werde sicherlich Teil 
der Tarifverhandlungen sein. Diese Mög-

lichkeit hilft den Unternehmen dauer-
hafte prozentuale Forderungen zu ver-
hindern und somit viel Geld zu sparen. 

Das nichtärztliche Personal der Augs-
burger Kliniken positionierte sich gegen 
Einmalzahlungen als Teil von Tariferhö-
hungen: „Wir lehnen eine Einmalzah-
lung innerhalb eines Tarifabschlusses 
ab.“ 

Die Debatten zu den Tarifverhandlungen 
müssen zwischen den Kolleg:innen wei-
ter geführt werden, denn sie zeigen Po-
tenzial, kollektiv gemeinsame Forderun-
gen zu finden. Kontakte zwischen Be-
triebsgruppen aus unterschiedlichen 
Branchen und Regionen sind wichtig, 
damit Streiks stark werden können! Die 
Hafenarbeiter:innen aus Hamburg und 
Bremen waren letzten August selbst 
überrascht, wie gut und stark ein Streik 
über die verschiedenen Berufsgruppen 
und Betriebe hinweg ist. Rückenwind 
haben sie jedenfalls von überall her be-
kommen. 

Karl Gebhardt und Lorenz Wassier, Berlin 

AUS DEN BETRIEBEN  

Von der Kampfbereitschaft zu echten Streiks? 

Ü berall in Deutschland, wo Kolleg:innen sich kollektiv die Frage nach Lohnerhöhung stellen, werden 
zweistellige Zahlen genannt. Zu Recht: seit mehr als einem Jahr ist die Inflation hoch und sie 
kletterte im September auf  über 10 %. 

<< Diese hohen Forderungen sind wichtig als 
Antwort auf die Inflation. >> 

Gemeinsame Findung 
von Tarifforderungen: 
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Keine Spaltung auf Station! 

A n der Charité wurde wieder gestreikt. Aber diesmal war es nicht die Pflege, sondern die Kolleg:innen 
des ärztlichen Dienstes sahen sich gezwungen, ihren Forderungen nach höheren Löhnen und einer 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen mit einem Warnstreik mehr Nachdruck zu verleihen. 

Kein Geld für Ärzt:innen 

Leider hielt sich das solidarische Ver-
ständnis der Pflegekräfte auf den Statio-
nen in Grenzen. Dies scheint nicht nur 
daran zu liegen, dass die Pflege selbst 
ungenügende Solidarität der Ärzt:innen 
bei ihrem Kampf für den „TV Entlas-
tung“1 wahrnahm. Denn auch das Ab-
rechnungssystem mittels Fallpauscha-
len (DRGs)2 führt zu einem Konflikt zwi-
schen den Berufsgruppen der Pflege und 
des ärztlichen Dienstes. So werden nach 
der Herausnahme der Pflegepersonal-
kosten aus den DRGs diese zu großen 
Teilen über das sogenannte Pflegebudget 
pauschal von den Krankenkassen getra-
gen. Hingegen finanzieren sich die Stel-
len der Ärzt:innen weiter aus den DRGs. 
Dadurch sind sie direkt von abrech-
nungsfähigen Leistungen abhängig. Für 
die Klinikchefs ist es so nicht mehr at-
traktiv, an Pflegestellen zu sparen. Statt-
dessen setzt diese Stellschraube nun bei 
den Ärzt:innen an. Entsprechen die Ein-
nahmen aus diesen Leistungen nicht 
den Chef-Vorgaben, werden Stellen abge-
baut. Dies wiederum hat Auswirkungen 
auf die Arbeitsbedingungen im ärztli-
chen Dienst. Und dabei geht es um wirk-
liche Größenordnungen: Beispielsweise 
sind angeblich 400 ärztliche Stellen 
beim Berliner Klinikkonzern Vivantes 
von Abbau bedroht. 

Interessenskonflikte auf Station 

Bei den Berliner Krankenhäusern Vivan-
tes und Charité gelten seit ca. einem Jahr 
Tarifverträge, die eine Mindestbesetzung 
der Pflege für jede Station in jeder 
Schicht festlegen. Bei Nichteinhaltung 
dieser Mindestbesetzung steht dem Per-
sonal eine kleine Entschädigung zu. Hier 
kommt es zu einem Interessenskonflikt 
zwischen Ärzt:innen und Pflege: Auf der 
einen Seite pocht die Pflege auf die Min-
destbesetzung und fordert mit einigem 
Recht die Einschränkung der Leistungen  
– also die Reduzierung der Patient:in-

nenzahl. Auf der anderen Seite haben die 
Ärzt:innen das Interesse, mehr Fälle auf-
zunehmen, also die Patient:innenzahl zu 
erhöhen. Aus dieser Konstellation ergibt 
sich oft eine schlechte Stimmung zwi-
schen den Berufsgruppen auf Station. 
Der Druck auf die Ärzt:innen ist bereits 
hoch, da in den Coronajahren die Be-
handlungszahlen deutlich gesunken 
sind und auch heute noch nicht den 
Stand von 2019 erreicht haben. 

Mindestbesetzung? 

Auch für die Pflege ist nach dem Ab-
schluss der Entlastungstarifverträge an 
beiden Kliniken keine goldene Zeit ange-
brochen. Der durch das DRG-System 
herbeigeführte Mangel an Pflegekräften 
wird derzeit erneut durch eine hohe Aus-
fallquote des Pflegepersonals in Folge 
der Covid-19-Pandemie verschärft, so 
dass die Leitungen mit Zusammenlegun-
gen von Stationen und fortlaufenden 
Umstrukturierungen reagieren. Dies 
verstärkt das Gefühl, im Tarifvertrag ei-
nen zu geringen Ausgleich für überlaste-
te Schichten vereinbart zu haben. Viele 
Kolleg:innen haben die 5 Tage Freizeit-
ausgleich, die sie erhalten können, schon 
ausgeschöpft und arbeiten weiter in un-
terbesetzten Diensten. 

Während man an der Charité seit einem 
Jahr mit den Nachverhandlungen zum 
Tarifvertrag beschäftigt ist, ist es bei Vi-
vantes von Anfang an sehr viel schwerer 
gewesen, den Tarifvertrag durchzuset-
zen. Viele Kolleg:innen sind sauer und so 
manch eine:r dürfte im letzten Jahr das 
Handtuch geworfen haben. Bei den 
Töchtern, für die am TVÖD3 orientierte 
Tarifverträge erstreikt wurden, zogen 
sich die Gespräche zur Umsetzung lange 
hin. Vivantes hat Ende August sogar die 
Gespräche mit der Gewerkschaft ver.di 
zur Eingruppierung der Kolleg:innen in 
das neue Tarifsystem abgebrochen. Und 
spricht darüber nun mit dem Betriebs-
rat. Die Vorgänge bei Vivantes sollte man 

im Auge behalten, denn wieder erweist 
sich, dass wir uns auf die Politik nicht 
verlassen dürfen. Vivantes ist zu 100 % in 
der Hand des Berliner Senates. 

Auch bei der Umsetzung der durch die 
Berliner Krankenhausbewegung er-
kämpften Tarifverträge wird wieder 
sichtbar: Der Kampf um die Abschaffung 
der DRGs und eine bessere Organisation 
des Gesundheitssystems muss weiterge-
hen! Dabei muss, um eine Spaltung zu 
verhindern, manch Ärger zwischen den 
Berufsgruppen zur Seite geschoben wer-
den und sich eine solidarische Haltung 
zwischen den Klinikbeschäftigten durch-
setzen. 

Havannas Obst, Berlin 
1 In den letzten Jahren gab es mehrere Bewe-
gungen der Pflege in Deutschland, die sich 
für mehr Pflegepersonal und damit für eine 
Entlastung einsetzten. In Berlin waren es die 
Pflegekräfte der Charité und der Vivantes-
Kliniken und die Beschäftigten der Vivantes- 
Tochterunternehmen die im Rahmen der 
Berliner Krankenhausbewegung 2021 ge-
meinsam für eine Entlastung und die Durch-
setzung eines Gehaltstarifvertrages für diese 
Tochterfirmen streikten. 

2 DRG - Diagnosis Related Groups - sind ein 
System zur Klassifikation von Patient:innen 
anhand bestimmter Kriterien (z. B. Diagnose 
nach dem ICD-Schlüssel, durchgeführte Ope-
rationen, Schweregrad der Erkrankung, Alter 
des Patienten). Diese bilden die Grundlage 
für die Bezahlung der Krankenkassen an die 
Kliniken. In ihnen sind pauschal auch die 
durchschnittlichen Kosten für das Personal 
enthalten. Wird die Behandlung der Pati-
ent:innen mit einer geringeren Personalzahl 
ausgeführt, kann die Klinik also aus der Zah-
lung einen Teil als Mehreinnahme verbu-
chen. Bis zur Herausnahme der Pflege aus 
den DRGs 2019 und ihre Finanzierung über 
das sogenannte Pflegebudget führte dies zu 
einem erheblichen Stellenabbau bei den Pfle-
gekräften in den Kliniken. 

3 TVÖD – Tarifvertrag des Öffentlichen Diens-
tes 

AUS DEN BETRIEBEN  
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Für Samstag, den 18. September, hatte 
der Österreichische Gewerkschaftsbund 
(ÖGB) unter dem Motto „Preise runter!“ 
zu Demonstrationen in etlichen Städ-
ten Österreichs aufgerufen. Laut Veran-
stalter nahmen 32.000 Menschen teil, 
real war es nur ein Bruchteil davon. 
Auch wenn die massiven Preissteige-
rungen im Alltag und im Bewusstsein 
vieler Menschen ganz klar angekom-
men sind, spiegelt sich das bisher nicht 
in Protesten oder der Mobilisierungsfä-
higkeit des ÖGB wider. 

Die Gewerkschaften verlieren ohne vor-
zeigbare Erfolge und mit sinkenden 
Mitgliederzahlen immer mehr an Be-
deutung und Einfluss. Und statt für 
höhere Löhne zu kämpfen, kopiert der 
sozialdemokratisch dominierte ÖGB 
weitgehend die Forderungen der Sozial-
demokratischen Partei (SPÖ): Man be-
schränkt sich auf zahnlose Appelle an 
die Regierung für staatliche Eingriffe 
zur Preisregulierung. Warum selbst 
kämpfen? Einfach ÖGB-Mitglied wer-
den und SPÖ wählen! 

Tradition verpflichtet 

Die Schwäche des ÖGB ist weitgehend 
hausgemacht. Sie ist Ergebnis der be-
vormundenden Stellvertreterpolitik, bei 
der der bürokratische Apparat vorgibt 
unsere Probleme für uns zu lösen. Akti-
ve Beteiligung ist nur in absoluten Not-
fallsituationen vorgesehen, um bei den 

Belegschaften Dampf abzulassen oder 
wenn man Regierung und Kapital doch 
ein bisschen ärgern will. Wie etwa bei 
den letzten wirklich großen Demons-
trationen des ÖGB 2003 gegen die Pen-
sionsreform und 2018 gegen die Einfüh-
rung des 12-Stunden-Arbeitstags. Wie 

so oft wurde auch damals den jeweils 
(über) 100.000 Teilnehmenden kämpfe-
risch versichert, das sei erst der Anfang 
und man werde weiterkämpfen – und 
dann: passierte nichts mehr. 

Die sehr niedrigen Streikzahlen in Ös-
terreich gelten dem ÖGB als Beleg für 
eine funktionierende Sozialpartner-
schaft – sehr zur Freude von bürgerli-
chen Politiker:innen und Unterneh-
mer:innen. Die haben die Sozialpartner-
schaft ohnehin bereits immer weiter 
aufgekündigt und brauchen trotzdem 
keine Angst vor Streiks und Protesten 
zu haben. Die Arbeitenden selbst sind 
dabei nicht mehr als Schachfiguren, die 
auf Kommando springen und dann auf 
ihren Plätzen auf weitere Befehle war-
ten sollen. Seit Jahrzehnten hat die Ge-
werkschaftsbürokratie den Arbeitenden 
ihren Aktivismus ausgetrieben, doch 
heute jammert sie über die (angeblich) 
mangelnde Streikbereitschaft. Statt 
Kampfkraft aufzubauen, gibt es schein-
radikale Reden, leere Drohungen und 
Handlungsappelle an die Politik. 

Staatliche Fürsorge statt Klassen-
kampf 

Kein Wunder also, dass der ÖGB sich 
heute ganz klar auf die Forderung 
„Preise runter!“ fokussiert. Man will 

etwa die Mehrwertsteuer auf Lebens-
mittel, Treibstoff und Öffi-Tickets für 
einige Zeit aussetzen, sowie einen Ener-
giepreisdeckel und eine Inflationsan-
passung staatlicher Sozialleistungen. 
Wer das zahlen soll? Außer einer Ab-
schöpfung der „Über“gewinne einzelner 

Energiekonzerne, fällt dem ÖGB dazu 
nichts ein. Reichensteuern? Enteignun-
gen? Fehlanzeige! 

Die Bundesregierung aus ÖVP und Grü-
nen hat ein unzureichendes und absur-
des Flickwerk an Maßnahmen gegen 
die Teuerungen zusammengeschustert. 
Der ÖGB fordert jetzt de facto: „Mehr 
desselben – und irgendwie besser“. Die-
se zahnlosen Appelle an die Politik die-
nen auch dazu, die Erwartungen an die 
Herbstlohnrunde zu dämpfen: statt 
höhere Löhne zu erstreiken, soll der 
Staat die Reallohnverluste irgendwie 
ausgleichen. 

Die Herbstlohnrunde starten traditio-
nell die Metaller:innen, deren Ab-
schluss als Richtwert für andere Bran-
chen gilt. Die geforderten 10,6 % Lohn-
plus bedeuten angesichts der massiven 
Preissteigerungen schnell einen Real-
lohnverlust – und müssten auch erst 
erkämpft werden. Da die Gewerk-
schaftsführung ohnehin nicht vorhat zu 
kämpfen, liegt es an den Arbeiter:innen 
selbst, ihren Lebensstandard zu vertei-
digen und einen Weg aus den Krisen 
des Kapitalismus zu finden. 

Johannes Wolf, Wien 
1 In Deutschland: Tarifverträge 

ÖSTERREICH  

„Preise runter“ statt „Löhne rauf“? 

W egen der massiven Preissteigerungen haben die Gewerkschaften in Österreich Mitte September 
zu Demonstrationen aufgerufen. Die Herbstlohnrunde, bei der neue Kollektivverträge1 für 
etliche Branchen verhandelt werden, ist in vollem Gange. Was taugen die Forderungen der 

Gewerkschaften und ihre Strategie? 

<< Seit Jahrzehnten hat die Gewerkschafts-
bürokratie den Arbeitenden ihren Aktivismus 
ausgetrieben, doch heute jammert sie über die 
(angeblich) mangelnde Streikbereitschaft. >> 
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Wenige Tage später kam es zu den ers-
ten großen Demonstrationen in Tehe-
ran und kurz darauf breiteten sie sich 
über das ganze Land aus. Von Beginn an 
ging die Polizei brutal gegen die De-
monstrant:innen vor, doch die Men-
schen – vor allem junge Frauen und 
Männer – ließen sich nicht einschüch-
tern. Frauen verbrennen ihre Kopftü-
cher auf offener Straße, schneiden sich 
die Haare ab. Bilder, die wenige Tage 
vorher noch niemand für möglich ge-
halten hätte. Diese Entwicklungen zei-
gen klar, dass das Schicksal von Jina 
Amini kein Einzelfall ist, es alle betrifft 
und betroffen macht. Denn der irani-
sche Staat diktiert die Kleiderordnung 
von Frauen und manifestiert darin ei-
nen Teil seiner weitreichenden Unter-
drückung. 

Ein Pulverfass explodiert 

Das politische System im Iran ist seit 
1979 eine islamistische Diktatur, deren 
Oberhäupter (Führer Ajatollah Ali Cha-
menei und Präsident Ebrahim Raisi) 
das System sichern durch eine viel-
schichtige Unterdrückung weitreichen-
der Teile der Gesellschaft: Frauen und 
LGBTQI+-Personen, nationale Minder-
heiten, Gewerkschafter:innen und alle, 
die Kritik an diesem Staat äußern. Doch 
aktuell kann dieser Zustand nicht mehr 
länger aufrechterhalten werden. Die 
Bevölkerung lehnt sich auf, und das 
nicht zum ersten Mal. 

Erst 2019 gab es massive Proteste, da-
mals waren der Auslöser die Benzin-
preise, die binnen kürzester Zeit um 50 
bis 200 % stiegen. Das war der Gipfel 

einer langen Reihe von Streiks und klei-
neren Aufständen seit 2016. 

Mit der Wahl von Donald Trump als US-
Präsidenten und dem damit verbunde-
nen Ausstieg der USA aus dem Wiener 
Nuklearabkommen verschärften sich 
die Sanktionen gegen den Iran wieder – 
mit enormen Auswirkungen auf die 
dortige Arbeiter:innenklasse. Lebens-
mittelpreise stiegen, Staatsgelder wur-
den zurückgehalten, die Lebenshal-
tungskosten wurden unbezahlbar. Im-
mer wieder streikten Lehrer:innen, Öl-
arbeiter:innen, Busfahrer:innen und 
viele andere. Es ging um Korruption, 
Misswirtschaft, hohe Lebensmittelprei-
se, Wasserknappheit. Und schon damals 
ging die Regierung brutal gegen die De-

monstrant:innen vor. Es starben Hun-
derte Menschen, das Internet war über 
Wochen kaum oder gar nicht zu errei-
chen, Tausende Menschen wurden ver-
haftet. Jedoch blieben diese Proteste 
immer weitestgehend regional, vernetz-
ten sich kaum und konnten sich nicht 
endgültig zu einer gemeinsamen Bewe-
gung über das ganze Land ausweiten. 

Die Erinnerung an die brutale Nieder-
schlagung all dieser Aufstände ist noch 
immer allgegenwärtig, und durch die 
immer wiederkehrenden Proteste gibt 
es eine lange Tradition an Akti-
vist:innen, die ihre Erfahrungen in den 
aktuellen Kampf einbringen und gegen 
die Repression ankämpfen. 

Proteste im Iran 
„Diese Bewegung wird sich nicht verlaufen“ 

S eit nunmehr fast einem Monat toben die Proteste im Iran, ausgelöst durch den Tod von Mahsa 
(oder ihr kurdischer Geburtsname Jina) Amini am 16. September in Teheran. Die junge Frau war 
von der iranischen Sittenpolizei verhaftet worden, mit der Begründung, sie würde den Hidschāb 
nicht korrekt tragen1. Zwei Stunden nach ihrer Verhaftung wurde sie in ein Krankenhaus 

eingeliefert, in dem sie drei Tage später starb. Die Begründungen von offizieller Seite sind haarsträubend 
wirr. Doch es ist allen völlig klar: Jina Amini ist an Hirnblutungen gestorben, hervorgerufen durch die 
gewaltsame Festnahme, bei der die Polizisten ihr auf den Kopf schlugen und sie traten. Welcher Gewalt sie 
dann noch in der Polizeistation ausgesetzt war, kann man nur erahnen. 

<< Binnen weniger Wochen hat sich die Situation immer 
weiter verschärft – auch für die Regierung. Denn die 

Kampferfahrung der letzten Jahre bewährt sich nun. >> 

INTERNATIONAL 
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„Tod dem Unterdrücker – egal ob Schah 
oder Oberster Führer!“ 

Sie haben all die Kämpfe der letzten Jah-
re nicht vergessen und die Themen sind 
immer noch die gleichen; allein die In-
flation im Iran liegt bei über 40 %. So 
gehen die Forderungen bei den Protesten 
jetzt schon lange über die Forderung 
nach Aufklärung des Todes von Jina Ami-
ni hinaus. Der prägende Ruf dieser Bewe-
gung ist „Frau, Leben, Freiheit“: Entnom-
men aus der kurdischen Befreiungsbe-
wegung eint er in sich alles, was die 
Menschen auf die Straße treibt. 

Weiterhin riskieren Tausende ihre Le-
ben, Hunderte Menschen wurden schon 
von Militär und Sicherheitskräften er-

mordet. In den Regionen, wo besonders 
viele Kurd:innen im Iran leben, gingen 
die Proteste so weit, dass die Regierung 
gezielt mit Drohnen bombardierte. Und 
auch wenn das Regime versucht, öffentli-
che Informationen über die Lage durch 
Kontrolle und das gezielte Abschalten 
des Internets zu begrenzen, verbreiten 
sie sich wie ein Lauffeuer im ganzen 
Land. Binnen weniger Wochen hat sich 
die Situation immer weiter verschärft – 
auch für die Regierung. Denn die Kampf-
erfahrung der letzten Jahre bewährt sich 
nun. Es kam zu immer heftigeren Protes-
ten an Universitäten, die Studierenden 
und Professor:innen taten sich zusam-
men und streikten. Bei den letzten Bewe-
gungen hielten sich Studierende häufig 
im Hintergrund, aus Angst, den Studien-
platz zu verlieren, doch nun ist diese 
Angst verschwunden. Es folgten Proteste 

an einigen Hundert Schulen landesweit. 
Nun erreichen uns auch immer mehr 
Meldungen von Streiks, zum Beispiel in 
Raffinerien, und auch die Lehrer:innen 
rufen zu einem landesweiten Streik auf. 

Die Energie der Bewegung und die Betei-
ligung Aller scheint für Ajatollah Ali Cha-
menei und Präsident Ebrahim Raisi und 
ihr ganzes System nun tatsächlich ge-
fährlich zu werden. Auf Twitter mehren 
sich die Berichte von ermüdeten Polizis-
ten, die auch nicht mehr Teil des sinnlo-
sen Mordens sein wollen. Bestätigen 
lassen sich diese bisher noch nicht, aber 
man kann es hoffen. 

Auch lässt sich hoffen, dass die Proteste 
ihre Wege über die Grenzen finden. Denn 

die Gewalt gegen Frauen und ihre bruta-
le Unterdrückung, aber auch die explo-
dierenden sozialen Probleme, sind über-
all auf der Welt allgegenwärtig – ganz 
besonders im Nachbarland Afghanistan, 
das seit nunmehr einem Jahr von den 
Taliban regiert wird und wo die Stellung 
der Frauen sich seither radikal ver-
schlechtert hat. Frauen dürfen kaum 
noch zur Schule, die meisten können 
keinen Beruf ausüben. Ziel ist es, sie aus 
der Gesellschaft verschwinden zu lassen. 
Nachdem am 30. September in Kabul ein 
Selbstmordattentat an einer Schule ver-
übt wurde, bei dem vor allem junge Frau-
en starben, kommt es aber auch dort lan-
desweit zu Demonstrationen von Frau-
en, die ihre Selbstbestimmung fordern. 
Es ist wenig verwunderlich, dass auch 
hier die Sicherheitskräfte der Taliban 
bemüht waren, die Proteste brutal nie-

derzuschlagen. Aber der Iran ist nah und 
die Forderungen haben die Grenze schon 
überwunden und werden hoffentlich 
noch weitere überschreiten. Denn mit 
einer gesamtgesellschaftlichen Bewe-
gung, Streiks und der Verbindung mit 
den Protesten von Frauen* und unter-
drückten Minderheiten kann das Regime 
im Iran oder in Afghanistan gestürzt 
werden. 

Auch weltweit finden zahlreiche De-
monstrationen statt, die sich mit der 
Bewegung im Iran solidarisieren. 

Die deutsche Regierung als stille Kom-
plizin? 

Es ist ebenso wichtig, die Politik der 
westlichen Länder zu kritisieren: Noch 
immer werden Menschen unter Gefähr-
dung ihres Lebens und ihrer Unversehrt-
heit aus Deutschland in den Iran abge-
schoben – das muss sofort gestoppt wer-
den. Genauso wie Menschen, die es 
schaffen, aus dem Iran nach Deutsch-
land zu fliehen, volles Bleiberecht be-
kommen müssen! Nach 4 Wochen sehr 
leiser Kritik am iranischen Regime berei-
tet die deutsche Regierung nun mit an-
deren EU-Staaten neue Sanktionen vor – 
diese schadeten bisher vor allem den 
Arbeiter:innen und der armen Bevölke-
rung im Iran. Was man nun über die ge-
planten Sanktionen hört, ist wiederum 
beeindruckend unbeeindruckend: Ver-
mögenswerte einzelner „Verantwortli-
cher“ im Ausland werden eingefroren 
und Einreiseverbote verhängt. So verhin-
dert man sicher nicht, dass das Morden 
im Iran weitergeht. Dem europäischen 
Imperialismus liegt im Gegenteil viel an 
den Wirtschaftsbeziehungen. Und si-
cherlich treibt die westlichen Regierun-
gen auch die Angst um, dass dieser Auf-
stand ansteckend wird und die ganze 
Region mit sich reißt. 

Die iranische Bevölkerung lässt sich auf 
jeden Fall nicht mehr einschüchtern: 
„Diese Bewegung wird sich nicht verlau-
fen“ sagt Sarah, eine Studentin aus Tehe-
ran. 

Maria Brücke, Berlin 
1 Damit ist gemeint, dass das Kopftuch die 
Haare bedeckt. 

INTERNATIONAL  
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Italien: die Geburt eines neuen Faschismus? 

2022 ist nicht 1922 … 

Zuerst die gute Nachricht: Italien steht 
2022 nicht am Beginn einer faschisti-
schen Diktatur. Die Geschichte wieder-
holt sich zwar, aber – mit Marx gespro-
chen – einmal als Tragödie, einmal als 
Farce. Während Mussolinis Schwarz-
hemden 1922 mit offenem Terror eine 
kämpferische Arbeiter:innenbewegung 
zerschlugen, so scheint im Moment 
selbst Melonis Ziel, ein Präsidialsystem 
zu errichten, an der fehlenden 2/3-
Mehrheit zu scheitern. Weiter plant Me-
loni keine Zerschlagung der Gewerk-
schaften und auch kein Verbot linker 
Parteien. So ist Melonis Abgrenzung vom 
historischen Faschismus – der „sowohl 
gute als auch schlechte Seiten gehabt“ 
habe – im Wahlkampf nicht nur Kreide-
fresserei. Die italienische Bourgeoisie 
hat schlechterdings kein Interesse am 
offenen Bürgerkrieg und auch noch kei-
ne Notwendigkeit dazu. 

Und doch stellt die neue Rechtsregie-
rung kein einfaches „Weiter-so“ gegen-
über den vorherigen Regierungen dar. 

Mit Meloni wird zwar erstmals eine Frau 
Regierungschefin, aber unter der Parole 
„Dio, Patria e Famiglia“ (Gott, Vaterland 
und Familie) dürfte sich kaum feministi-
sche Politik verbergen. Im Gegenteil: In 
der Region Marche, in der die FdI seit 
2020 die Regionalregierung stellen, ist 
der Zugang zu Abtreibungsmedikamen-
ten schon jetzt stark eingeschränkt und 
die Frist auf sieben Wochen verkürzt – 
viele Schwangere müssen in andere Re-
gionen reisen oder illegal abtreiben. 
Auch für queere Menschen dürfte das 

Leben auf vielen Ebenen noch schwerer 
werden. Schon heute vermeiden es 62 % 
der queeren Menschen in Italien, mit 
ihrem:r Partner:in öffentlich Händchen 
zu halten. Ein Gesetzentwurf, der LGBTQ
-Menschen vor Hassverbrechen schüt-
zen sollte, wurde durch die neuen Regie-
rungsparteien im Parlament verhindert. 
Melonis Töne von der „Vater-Mutter-
Kind“-Familie, der angeblichen „LGBT-
Lobby“ in Brüssel und ihre Ablehnung 
von Trans-Menschen lassen nichts Gu-
tes ahnen. Selbst wenn es keine gesetzli-
chen Verschlechterungen geben sollte, 

wird diese Hetze der Regierenden die 
Unsicherheit für queere Menschen erhö-
hen. 

Auch für Geflüchtete und Menschen 
ohne Papiere wird sich das Leben in Ita-
lien verschlechtern. Schon jetzt werden 
sie oft genug Opfer einer rassistischen 
Polizei. Zusätzlich fordert Meloni eine 
„Seeblockade“ gegen Flüchtlingsboote, 
was oft genug ein Todesurteil für die 
Menschen auf dem Mittelmeer sein 
wird. Allerdings ist sie hier kaum schlim-

mer als die Regierungen mit Beteiligung 
der Lega2 in der Vergangenheit. 

… aber das Leben ist auch 2022 teuer. 

Auch für die vielen Armen in Italien ste-
hen harte Zeiten bevor. Bereits vor 
Corona lebte ein Viertel der Menschen in 
Italien in Armut, durch Pandemie und 
die Inflation nahmen die Zahlen noch 
einmal zu: Aktuell leben 5,6 Mio. Men-
schen in absoluter Armut, 8,8 Mio. in 
relativer (davon vier Millionen soge-
nannte „working poor“). Dabei gibt es ein 
krasses Nord-Süd-Gefälle. Im „Mezzo-
giorno“ (Süditalien) sind die Durch-
schnittseinkommen bei kaum 60 % des 
Nordens, die Armutsquote liegt in Sizili-
en bei über 50 %! Daran hat sich in den 
letzten 15 Jahren nichts gebessert, zu-
letzt nahm die Armut vor allem im in-
dustrialisierten Norden zu. Zum Ver-
gleich: Die Zahl der Milliardäre ist seit 
2008 von 12 auf 51 gestiegen und das 
Vermögen der Superreichen allein zwi-
schen März 2020 und November 2021 
um 56 % gewachsen. 

Die drei Regierungen, die Italien seit den 
Wahlen 2018 hatte, haben daran wenig 
zu ändern versucht. Einzig das 2019 ein-
geführte „Bürgergeld“ – die erste echte 
Sozialhilfe in Italien – von maximal 780 

N ach den Wahlen in Schweden am 11. September mit einem Erfolg der rechtsextremen 

Schwedendemokraten (siehe Kasten) wurde am 25. September auch in Italien gewählt. Klare 

Siegerin auch hier die extreme Rechte. Die Führerin der postfaschistischen Partei „Fratelli 

d'Italia“1 (FdI) Giorgia Meloni dürfte Ministerpräsidentin werden. Vor genau 100 Jahren, 1922, 

wurde mit Benito Mussolini erstmals ein Faschist Regierungschef Italiens. Wiederholt sich die Geschichte? 

<< Meloni ist nicht Mussolini >> 

INTERNATIONAL 
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Euro für Singles und 1180 für Familien, 
milderte die Krisenfolgen ein wenig, 
wenn es mit seinen harten Sanktionen 
auch eher dem deutschen Hartz IV ent-

spricht als einer Grundsicherung. Melo-
ni jedenfalls hat angekündigt dieses Bür-
gergeld wieder abschaffen zu wollen, was 
der ansonsten weitgehend entzauberten 
ehemaligen Protestpartei „Movimento 
Cinque Stelle“ (M5S, Fünf-Sterne-
Bewegung) im Mezzogiorno noch einmal 
zu unerwarteten Stimmgewinnen ver-
half. Auch jenseits des Bürgergeldes ist 
von Meloni eine knallharte neoliberale 
Politik der Angriffe auf die Arbeitenden 
zu erwarten. 

Überall Parteien – nirgendwo soziale 
Perspektiven 

Der Wahlerfolg der Neofaschist:innen ist 
aber nur vor dem Hintergrund der nied-
rigen Wahlbeteiligung (63 %) und der 
grundsätzlichen Desillusionierung der 
Italiener:innen zu verstehen. Politi-
ker:innen gelten als korrupte „Kaste“, die 
sich vor allem selbst bedient (was aus-
blendet, dass die Parteien trotzdem vor 
allem eine Politik für die Kapita-

list:innen machen). Diese Erfahrung 
führt schon lange zu einer Resignation 
vieler Menschen gegenüber „der Politik“, 
von der nichts mehr erhofft wird. Die 

Niederlagen der Arbeiter:innenbewe-
gung seit den 1980'ern und der Kampf-
verzicht der Gewerkschaften ließen auch 
kollektive Gegenwehr hilflos wirken, so 
dass scheinbar nichts bleibt als der Ver-
such, mit Hilfe der Familie und einem 
individuellen „Durchmogeln“ durchzu-
kommen. 

2018 schien mit dem M5S eine hoff-
nungsvolle Alternative zu den 
„Altparteien“ anzutreten, die – weder 
klar rechts noch links – aus dem Stand 
über 30 Prozent holte und … eine Regie-
rung mit den Rechtspopulist:innen der 
Lega bildete. Neue Schweine an den Trö-
gen – sonst änderte sich nichts. Als diese 
Regierung 2019 platzte, koalierten die 
M5S mit der Demokratischen Partei, der 
bestenfalls sozialliberalen Nachfolgerin 
der stalinistisch-reformistischen Kom-
munistischen Partei. Und als die Fünf 
Sterne in Folge von Corona eine (fast)-
Allparteien-Regierung mit Lega, Berlu-

sconi und PD unter dem neoliberalen 
Euro-Banker Draghi bildeten, war von 
ihrem Sternenstaub nichts mehr übrig. 
Melonis FdI hatte sich – anders als die 
anderen Rechtsparteien – wohlweislich 
nicht an dieser Regierung beteiligt und 
konnte einen Gutteil des Parteienfrustes 
in Stimmen ummünzen, als diese Regie-
rung im Sommer platzte. Radikal linke 
Kandidaturen gab es nur vereinzelt. Das 
undemokratische Wahlrecht, das Partei-
enbündnisse gegenüber Einzelparteien 
bevorzugt, tat sein Übriges, um den Sieg 
der Rechten zu ermöglichen. 

Doch gleichzeitig verschärft sich auch in 
Italien die Wirtschaftskrise, kann es zu 
Kämpfen um die Verteidigung des Bür-
gergelds oder gegen Arbeitsplatzabbau 
kommen. Und erst dann wird sich zei-
gen, wie stark die Regierung ist und wie 
sehr ihre Hetze in der Lage ist, die Arbei-
ter:innenklasse zu spalten. Für den 5. 
November ist bereits ein landesweiter 
Aktionstag angekündigt. 

Jakob Erpel, Düsseldorf 
1 Zu dt.: "Brüder Italiens", Zeile der italieni-
schen Nationalhymne. 

2 Ursprünglich separatistische (Lega Nord), 
heute v. a. neoliberale, migrationsfeindliche 
und rechtspopulistische Partei. 
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Bei den Wahlen hat das linksliberale Lager aus Sozialde-
mokrat:innen und Grünen, toleriert von der Linkspartei, 
die Wahlen knapp gegen Konservative, Liberale und 
rechtsextreme „Schwedendemokraten“ verloren. Letztere 
wurden mit 20,3 % zweitstärkste Partei und werden der 
neuen konservativen Regierung ihren Stempel aufdrü-
cken, auch wenn sie nicht den Ministerpräsidenten stel-
len. Schon der Wahlkampf bestand überall vor allem aus 
Hetze gegen Migrant:innen: Die Bandenkriminalität in 
Schweden (fast jede Woche wird ein Mensch bei Banden-
kämpfen erschossen) wurde nicht als Problem fehlender 
sozialer Perspektiven, sondern allein als „Migrations-
problem“ gedeutet. Die Liberalen forderten Sprachtests für 

Zweijährige samt „Kindesherausnahme“ bei fehlenden 
Sprachkenntnissen. Die Sozialdemokratie versprach, kei-
ne Stadtviertel mit mehrheitlich „nichtnordischer“ Bevöl-
kerung mehr zu erlauben … So sind weniger die moderaten 
Gewinne der Rechtsextremen (+3,2 %) als der totale 
Dammbruch der „bürgerlichen“ Parteien in der Zusam-
menarbeit mit den Rechten das Problem. Die Sozialdemo-
kratie, obwohl sie leicht zulegte und insgesamt stärkste 
Partei blieb, verlor in den migrantisch geprägten Vierteln 
viele Stimmen an die islamistische „Nyans“, die sich für 
sozialen Wohnungsbau und gegen Rassismus ausspricht, 
deren Parteigründer aber aus der türkischen faschisti-
schen MHP kommt. 

Wahlen in Schweden 

INTERNATIONAL  

<< Der Wahlerfolg der Neofaschist:innen ist nur vor 
dem Hintergrund der grundsätzlichen Desillusio-

nierung der Italiener:innen zu verstehen. >> 



D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unter-schiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und              
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organisati-
on! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN 

VERANSTALTUNGEN  

 
 

 
 

 

 

Hier findet ihr uns 
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 


